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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Dürr, Prinz zu Sayn-Wittgenstein- 
Hohenstein, Kirst und Genossen 
- Drucksache 7/902 - 

betr. schädliche Umweiteinwirkungen als Folge von Massentierhaltungen 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 
2. November 1973 - UB I 6 - 8054 - o - 26/73 - die Kleine 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1, a) Unter welchen Voraussetzungen werden - nachdem eine 
allgemeine Verwaltungsvorschrift fehlt ~ die unter § 16 
GewO fallenden Massentierhaltungsanlagen im Hinblick auf 
die Beseitigung der anfallenden Abfälle genehmigt? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß für Massentier- 
haltungen, die der Genehmigungspflicht nach § 16 GewO unter- 
liegen, Auflagen festzusetzen sind, welche die Einhaltung des 
in § 2 AbfG niedergelegten Grundsatzes gewährleisten. Hier- 
nach sind Abfälle so zu beseitigen, daß das Wohl der Allge- 
meinheit nicht beeinträchtigt wird. 

Aus den Stellungnahmen der - für die Durchführung des § 16 
zuständigen - Länder geht hervor, daß bisher nur in wenigen 
Fällen Genehmigungen nach § 16 GewO für Massentierhaltun- 
gen erteilt worden sind. Zum Teil wird schon jetzt der Nach- 
weis gefordert, daß die anfallenden Abfälle (Kot, Jauche, Gülle, 
Stallmist) auf ausreichend großen landwirtschaftlichen Flächen 
aufgebracht oder in ein handelsfertiges Produkt übergeführt 
werden. 

Die im Entwurf fertiggestellte Novelle zur Technischen An- 
leitung Luft - also der allgemeinen Verwaltungs Vorschrift zu 
§ 16 - enthält auch eine einheitliche Regelung zu diesem 
Fragenkomplex in dem Sinne, daß der Massentierhaltung 
dienende Anlagen 

— nicht in der Nähe von Wohnsiedlungen errichtet werden, 
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— die Abluft dieser Anlagen nach bestimmten Vorschriften 
abzuleiten ist, 

— die tierischen Abfälle in geschlossenen Behältern zu lagern 
sind 

sowie daß 

— die tierischen Abgänge zur Düngung zu verwenden oder 
nach bestimmten Vorschriften weiterzuverarbeiten sind. 

Von den Ländern wird darauf hingewiesen, daß bis zum Inkraft- 
treten der Abfallbeseitigungsgesetze des Bundes und der Län- 
der meist unzureichende Auflagen in den Zulassungsbescheiden 
für den Bau und Betrieb dieser Anlagen erteilt worden sind und 
nachträgliche befriedigende Regelungen der Abfallbeseitigung 
die Betriebe vor erhebliche Probleme stellen. 


b) Wie wird dafür Sorge getragen, daß die tierischen Abfälle 
ohne Umweltbelastung verwendet werden? 

Umweltbelastungen durch tierische Abfälle sind nicht zu be- 
fürchten, wenn für deren Beseitigung genügend große landwirt- 
schaftliche Aufbringungsflächen vorhanden sind. Im Zuge stär- 
kerer Konzentrierung der Tierhaltung kommt es besonders in 
Betrieben mit gewerblicher Massentierhaltung zu Überschüssen 
an tierischen Abfällen, deren Beseitigung häufig zu erheblichen 
Umweltbelastungen führt. 

In § 15 AbfG wird u. a. das Aufbringen tierischer Abfälle auf 
landwirtschaftlich genutzte Böden geregelt. Danach sind §§ 2 
und 11 AbfG insoweit anzuwenden, als das übliche Maß der 
landwirtschaftlichen Düngung überschritten wird. Forschungs- 
vorhaben, in denen „das übliche Maß der landwirtschaftlichen 
Düngung" wissenschaftlich ermittelt und abgrenzbar bezeichnet 
werden soll, sind bereits vergeben worden. 

Die Entwicklung von Verfahren zur Beseitigung landwirtschaft- 
licher Abfälle ist Gegenstand verschiedener weiterer For- 
schungsvorhaben. Vom Bundesminister des Innern wird derzeit 
ein Forschungsvorhaben des Instituts für Bodenhygiene in 
Blaubeuren zum Thema „Entwicklung eines Verfahrens zur 
Kompostierung von Hühnerkot aus Massentierhaltungen mit 
Hilfe des Knet- und Atmungsverfahrens" gefördert. Einschlä- 
gige Forschungsvorhaben werden auch vom Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten gefördert. Nach Ansicht 
der Fachleute sind nach dem derzeitigen Stand der Entwicklung 
folgende Verfahren unter mehr oder minder großen Schwierig- 
keiten anwendbar: 

a) Biologische Klärung, 

b) Umwandlung in ein handelsfertiges Produkt, 

c) Verbrennung, Pyrolyse oder chemische Behandlung, 

d) Rückfütterung. 
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Die Verfahren zur biologischen Behandlung von Flüssigmist 
scheinen für Veredelungsbetriebe am ehesten geeignet zu sein, 
wenngleich es noch kein länger erprobtes, praxisreifes Verfah- 
ren gibt, mit dem ein vorflutreifer Abbau möglich ist. Selbst 
dann müssen verbleibende Restmengen auf Nutzflächen auf- 
gebracht werden oder mit anderen Verfahren weiterbehandelt 
werden. 

Die Umwandlung von tierischem Dung in ein Verkaufsprodukt 
ist technisch u. a. durch Trocknen oder Kompostieren möglich. 
Nach den heutigen Verhältnissen der Preise und Kosten lassen 
sich diese Verfahren noch nicht wirtschaftlich gestalten. 

Andere Verfahren, wie z. B. Verbrennung, Pyrolyse oder 
chemische Behandlung, befinden sich noch im Versuchsstadium. 
Der (teilweisen) Rückfütterung tierischer Exkremente bzw. der 
Wiederverwendung von im Kot enthaltenen Nährstoffen wird 
große Aufmerksamkeit beigemessen (Recycling). Dabei steht 
nicht die Dungbeseitigung, sondern die Wiederverwendung von 
Futterstoffen bzw. die Verbilligung der Fütterung im Vorder- 
grund. 


c) Welche Auflagen werden solchen Massentierhaltungsunter- 
nehmen gemacht, die die bei ihnen anfallenden tierischen Ab- 
fälle mangels ausreichender eigener Düngeflächen nicht 
selbst verwenden können? 

Das Aufbringen von tierischen Abfällen auf landwirtschaftlich 
genutzte Böden wird in § 15 AbfG geregelt. §§ 2 und 11 sind 
insoweit anzuwenden, als das übliche Maß der landwirtschaft- 
lichen Düngung überschritten wird. Gemäß § 11 Abs. 2 AbfG 
hat derjenige, der eine Anlage betreibt, die § 16 GewO unter- 
liegt, der zuständigen Behörde Art, Beschaffenheit und Menge 
der in seiner Anlage anfallenden Abfälle anzuzeigen. Nach § 11 
Abs. 3 S. 1 kann die zuständige Behörde von Besitzern solcher 
Abfälle den Nachweis über Art, Menge und deren Beseitigung 
sowie die Führung von Nachweisbüchern verlangen. 

Aus den Stellungnahmen der Länder geht hervor, daß bei älte- 
ren Massentierhaltungsanlagen für Legehennen teilweise die 
Errichtung von Kottrocknungsanlagen nachträglich zur Auflage 
gemacht wurde. 

Bei der Errichtung neuer Anlagen soll bereits im Antragsver- 
fahren der Nachweis erbracht werden, daß die tierischen Ab- 
fälle ohne Gefahr für die Umwelt restlos verwendet bzw. 
unschädlich beseitigt werden können. 


d) Können Auflagen dahin gehend erteilt werden, daß entweder 
der Tierbestand an die Größe der zu düngenden Eigenflächen 
angepaßt wird oder daß der Nachweis von langfristigen 
Verträgen mit Landwirten, welche die tierischen Abfälle zur 
Düngung übernehmen können, erbracht sein muß? 


Die Fragen betreffen den Tatbestand, der gemäß § 15 AbfG 
durch Erlaß einer Rechtsverordnung geregelt werden soll. Diese 
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RVO soll bundeseinheitlich die Voraussetzungen regeln, unter 
denen die in § 15 Abs. 1 AbfG genannten Stoffe auf landwirt- 
schaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden 
aufgebracht werden dürfen. Hierfür sind im einzelnen folgende 
Fragen wissenschaftlich und fachlich zu klären: 

a) Welche der in § 15 Abs. 1 genannten Abfälle bedürfen einer 
Einschränkung bzw. eines Verbotes hinsichtlich des Auf- 
bringens? 

b) Von welchen Untersuchungen, Behandlungen, Beschränkun- 
gen oder anderen Maßnahmen ist das Aufbringen dieser 
Abfälle jeweils abhängig zu machen? 

c) Wann wird für Jauche, Gülle und Stallmist das „übliche Maß 
der landwirtschaftlichen Düngung" (gemäß § 15 Abs. 1 
AbfG) überschritten? 

Das Institut für Wasser-, Boden- und Lufthygiene des Bundes- 
gesundheitsamtes ist beauftragt worden, eine gutachtliche Stel- 
lungnahme zu den Fragen a) bis c) auszuarbeiten und das Ar- 
beitsergebnis dem Bundesminister des Innern im Frühjahr 1974 
vorzulegen. 

Eine Anpassung des Tierbestandes an die Größe der zur Ver- 
fügung stehenden Eigenflächen stellt nach Auffassung der Bun- 
desregierung keine in jeder Hinsicht befriedigende Lösung dar. 
Langfristige Verträge mit Landwirten, welche die tierischen 
Abfälle zur Düngung übernehmen, sind erfolgversprechend. 
Voraussetzung dafür ist eine wirksame Überwachung, ob ent- 
sprechend den abgeschlossenen Verträgen verfahren wird. 


2. a) Was war ausschlaggebend dafür, in § 1 Nr. 47 der Verord- 
nung über genehmigungspflichtige Anlagen auf Grund des 
§ 16 GewO die Massentierhaltungsanlagen je nach Tierart 
erst von einer bestimmten Stückzahl an für genehmigungs- 
pflichtig zu erklären? 

Nach § 16 der Gewerbeordnung sind nur solche Anlagen der 
Genehmigungspflicht unterstellt, die gewerblichen Zwecken 
dienen oder im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen Ver- 
wendung finden. Die in § 1 Nr. 47 der Verordnung über geneh- 
migungspflichtige Anlagen festgelegte Stückzahl je Tierart, 
von der an eine Genehmigungspflicht besteht, waren erforder- 
lich, weil nur Anlagen dieser Größe zweifelsfrei gewerblichen 
Zwecken dienen oder im Rahmen wirtschaftlicher Unterneh- 
mungen Verwendung finden. Die angegebenen Stückzahlen 
orientieren sich dabei an bewertungsrechtlichen Vorschriften. 
Erst bei Überschreitung dieser Stückzahlen wird es in der Regel 
möglich, auf zusätzliche Einkommensquellen - insbesondere 
durch die Bewirtschaftung von Flächen - zu verzichten. Betriebe 
mit diesen Bestandsgrößen können dann ihren Gewinn aus- 
schließlich aus der Massentierhaltung beziehen und auf die 
Bewirtschaftung von ausreichenden Flächen zur Verwertung 
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der anfallenden Dungmengen verzichten. Bei Unterschreitung 
dieser Bestandsgrößen besteht im allgemeinen der ökonomische 
Zwang, eine zusätzliche Tätigkeit auszuüben. Diese besteht in 
vielen Fällen in einer zusätzlichen Bewirtschaftung landwirt- 
schaftlicher Flächen, auf denen dann in der Regel ein ordnungs- 
gemäßer Einsatz von wirtschaftseigenem Dung erfolgen kann. 


b) Wie wird die Wiederverwendung der tierischen Abfälle bei 
solchen Anlagen sidiergestellt, die zwar nicht genehmigungs- 
pflichtig sind, die aber ihre Abfall« weder innerbetrieblich 
noch im zwischenbetrieblichen Verbund unterbringen können, 
ohne das „übliche Maß der landwirtschaftlichen Düngung" 
(vgl. § 15 Abs. 1 des Abfallbeseitigungsgesetzes) zu über- 
schreiten? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß auch bei Massen- 
tierhaltungsanlagen, die aufgrund ihrer Bestandsgröße nicht 
der Genehmigungspflicht nach § 16 GewO unterliegen, die 
Wiederverwendung oder Beseitigung tierischer Abfälle so er- 
folgen muß, daß das Wohl der Allgemeinheit im Sinne von § 2 
AbfG nicht beeinträchtigt wird. Die in diesem Zusammenhang 
angesprochenen Betriebe, die das „übliche Maß landwirtschaft- 
licher Düngung" überschreiten, unterliegen der Anzeigepflicht 
und Überwachung nach § 11 AbfG. Der Begriff „übliches Maß 
landwirtschaftlicher Düngung" wird in der in Vorbereitung 
befindlichen RVO zu § 15 AbfG abzugrenzen und zu definieren 
sein. Nach den Bestimmungen des künftigen Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetzes, die sich auch auf nichtgewerbliche Anlagen 
erstrecken, werden zusätzliche Möglichkeiten geschaffen, gegen 
Tierhaltungen einzuschreiten, sofern sie zu einer erheblichen 
Belästigung führen. 

Aus den eingegangenen Stellungnahmen der Länder geht her- 
vor, daß für Anlagen, die keiner Genehmigung nach § 16 GewO 
bedürfen, im Rahmen des baurechtlichen Verfahrens die schad- 
lose Beseitigung der tierischen Abfälle sichergestellt werden 
kann. 

So besteht z. B. die Möglichkeit, den Betreibern der betroffenen 
Massentierhaltungsanlagen die Auflage zu erteilen, mit land- 
wirtschaftlichen Betrieben Verträge über den regelmäßigen 
Abtransport der Abfälle abzuschließen. Ferner ist von einem 
Land eine „Richtlinie zum Arbeiten mit Flüssigmist" erlassen 
worden, die für alle Betriebe Gültigkeit hat. 


3. a) Durdi weldie Auflagen wird sidiergestellt, daß das „übliche 
Maß der landwirtschaftlichen Düngung", und zwar insbeson- 
dere im Hinblick auf den Phosphat- und Stickstoffgehalt des 
Bodens nicht überschritten wird? 


Wie bereits bei der Beantwortung der Frage 1. d) ausgeführt 
wurde, ist das Institut für Wasser-, Boden- und Lufthygiene des 
Bundesgesundheitsamtes mit einer gutachtlichen Stellung- 
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nähme beauftragt worden, in der die erforderlichen fachlichen 
und wissenschaftlichen Grundlagen ausgearbeitet werden 
sollen. 

Für die Festsetzung des „üblichen Maßes der landwirtschaft- 
lichen Düngung" nach § 15 Abs. 1 AbfG sind wissenschaftliche 
Kriterien zugrunde zu legen. Für die Phosphat-Stickstoff- Ver- 
sorgung landwirtschaftlich genutzter Böden werden überwie- 
gend Mineraldünger verwendet, die nicht dem AbfG unter- 
liegen. Fehlerhafte Überdosierungen in diesem Bereich dürften 
schwerlich ganz auszuschließen sein. Bei einer Überdüngung 
durch Aufbringen tierischer Abfälle kann neben der Nährstoff- 
wirkung eine übermäßige Belastung mit organischen Stoffen 
und deren Zersetzungsprodukten eine entscheidende Rolle 
spielen. 


b) Werden hierbei die Daten aus der Wassermenge- und -güte- 
wirtschaft berücksichtigt? 

Diese Frage ist eindeutig zu bejahen. 

Nach § 2 Abs. 3 AbfG sind tierische Abfälle auch so zu besei- 
tigen, daß die Gewässer nicht schädlich beeinflußt werden. 
Dementsprechend wird in § 15 Abs. 1 S. 3 des Abfallbeseiti- 
gungsgesetzes nochmals ausdrücklich auf die Beachtung der 
wasserrechtlichen Vorschriften hingewiesen. 
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